
letzungen wurde in Theorie9 und Praxis die Schädlich­
keit der Handlung herausgearbeitet.
Im Entwurf des neuen Strafgesetzbuchs werden daher 
die strafrechtlichen Vergehen als gesellschaftswidrige 
Handlungen charakterisiert. Dabei wird die Gesell­
schaftswidrigkeit dadurch näher präzisiert, daß die Ver­
gehen Handlungen sein müssen, „welche die Rechte 
und Interessen der Bürger, das sozialistische Eigentum, 
die gesellschaftliche und staatliche Ordnung oder an­
dere Rechte und Interessen der Gesellschaft schädigen“. 
Im Entwurf wird ferner bestimmt, daß eine Straftat 
nicht vorliegt, „wenn die Handlung zwar dem Wort­
laut eines gesetzlichen Straftatbestandes entspricht, je­
doch ihre Auswirkung und die Schuld des Täters so 
unbedeutend sind, daß keine Rechte und Interessen 
der Bürger oder der Gesellschaft geschädigt sind“. Ge­
genüber dem geltenden Recht bringt der Entwurf des 
neuen StGB auch insofern eine Präzisierung, als die 
jetzige weitgehende Übereinstimmung der Kriterien für 
die Übergabe an ein gesellschaftliches Organ der Rechts­
pflege mit denen des Nichtvorliegens eines strafrecht­
lichen Vergehens beseitigt wird.
Das Kriterium der Schädlichkeit der Handlung besagt 
zunächst, daß für das strafrechtliche Vergehen die ein­
fache Disziplin- und Rechtswidrigkeit und die mit ihr 
verbundenen Auswirkungen noch nicht ausreichen, daß 
es vielmehr eine bestimmte Schädigung der Gesell­
schaft oder einzelner Bürger verursachen muß. Das ist 
der Grund, um die Frage der strafrechtlichen Verant­
wortung überhaupt stellen zu können. Bloße Disziplin­
oder Rechtsverletzungen ohne solche schädlichen Aus­
wirkungen oder ohne konkrete Gefahrenzustände ge­
hören nicht ins Strafrecht.
Die Thesen bedürfen jedoch noch der Konkretisierung. 
Es genügt für die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
nicht, daß eine Handlung überhaupt schädliche Folgen 
nach sich zieht. Denn das ist — genau genommen — ja 
auch bei einer Reihe solcher Handlungen der Fall, die 
aus dem Bereich der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit ausgeschlossen werden sollten, weil sie nur äußerst 
geringfügige Schäden herbeiführen, so z. B. bei der 
Entwendung von Lebensmitteln im Werte von 1 MDN 
aus einem Selbstbedienungsladen. Zum Ausschluß der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit ist also nicht erfor­
derlich. daß die Handlung im Wortsinne keinerlei 
Schaden verursacht haben darf. Denn das würde das 
Kriterium der Schädlichkeit gerade in den Fällen, wo 
es angewandt werden soll, illusorisch machen. Auf die 
praktisch bedenklichen Folgen dieser Auffassung wurde 
bereits oben hingewiesen. Andererseits würde es den 
realen Bedingungen nicht entsprechen, in den Kreis 
der strafrechtlichen Vergehen nur Handlungen mit er­
heblichen oder gar schweren Schäden einzubeziehen. 
Man kann daher der Auffassung von S c h ü s s e l e r  
nicht folgen, der die Spezifik der Straftaten darin sieht, 
daß sie „effektiv oder potentiell schwerwiegende Fol­
gen“ hervorrufen10.

Verursachung eines Schadens oder 
eines Gefahrenzustandes
Eine notwendige Voraussetzung, um eine Handlung als 
strafrechtliches Vergehen betrachten und behandeln zu 
können, besteht darin, daß die Verursachung eines 
Schadens oder eines Gefahrenzustandes die bestim­
mende Seite der Handlung ist. Der Charakter der Hand­
lung muß objektiv und subjektiv durch die Schadens­
verursachung oder die Herbeiführung einer Gefahren­
lage bestimmt werden. Die Handlung muß demzufolge
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auch die Rechte und Interessen des Geschädigten effektiv 
beeinträchtigen. Sie darf nicht lediglich in einer Stö­
rung der äußeren Ordnung bestehen. Es ist deshalb 
z. B. bei einem Eigentumsvergehen erforderlich, daß es 
wirklich das Eigentum angreift, d. h. es effektiv ver­
mindert. Eine Eigentumsstraftat liegt nicht vor, wenn 
die Handlung lediglich in einer Störung der Disziplin 
besteht. So ist z. B. bei der Entwendung von einem 
Stück Kuchen im Werte von 0,65 MDN in einem Selbst­
bedienungsgeschäft nicht die Beeinträchtigung des so­
zialistischen Eigentums und der mit ihm verbundenen 
Rechte und Interessen der sozialistischen Handelsbe­
triebe das Charakteristische, sondern die bloße Disziplin­
widrigkeit. Ein strafrechtliches Vergehen liegt ebenfalls 
nicht vor, wenn Rechte und Interessen eines Bürgers 
praktisch nicht beeinträchtigt werden. Das wäre z. B. 
der Fall bei der Entwendung von 1 kg Kirschen oder 
bei einer Auseinandersetzung mit völlig unbedeuten­
den Tätlichkeiten. Andererseits wird man beim Dieb­
stahl eines in persönlichem Eigentum stehenden Fahr­
rades annehmen müssen, daß es sich hier um eine doch 
immerhin beträchtliche Schädigung und eine Beein­
trächtigung der Rechte und Interessen des Bürgers 
handelt, daß die Handlung also über den bloßen Diszi­
plinverstoß hinausgeht.
Hieraus ergibt sich, daß man die untere Grenze des 
strafrechtlichen Vergehens nicht einfach nach dem 
rechnerischen Wert z. B. des Entwendeten bestimmen 
kann, wenn dieser auch bei der Beurteilung von Eigen­
tumsdelikten in seiner Bedeutung nicht unterschätzt 
werden sollte. Vielmehr muß man die tatsächliche 
Effektivität der Schädigung berücksichtigen. Dazu ge­
hört auch, daß man die Handlung stets im Zusammen­
hang mit dem Geschädigten und seinen durch die 
Handlung verletzten Rechten sieht. Das ist insbeson­
dere wichtig, um Handlungen, die das persönliche Ei­
gentum der Bürger schädigen, richtig einschätzen zu 
können. Von diesem Standpunkt aus kann die Entwen­
dung beträchtlicher Vermögenswerte, wie Fahrräder 
oder Uhren, nicht mehr als bloße Disziplinlosigkeit be­
handelt werden, wie das in der Vergangenheit zum 
Teil geschehen ist. Es wird notwendig sein, zu beach­
ten, daß in solchen Werten oft beträchtliche Teile des 
Arbeitseinkommens des Betreffenden stecken.
Man wird für ein strafrechtliches Eigentumsvergehen 
nicht eine effektive Gefahr für den Geschädigten und 
seine Rechte verlangen können. Eine solche wird in 
aller Regel weder bei Entwendungen von sozialisti­
schem noch solchen von persönlichem Eigentum gege­
ben sein. Man wird also als Voraussetzung für die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit nicht fordern kön­
nen, daß durch ein Eigentumsvergehen eine Beein­
trächtigung des Gewinns des Betriebes oder der Plan­
erfüllung eintritt. Daher kann bei einem Diebstahl auf 
einer Baustelle nicht, allein deshalb § 8 StEG angewandt 
werden, weil durch die Handlung das Wohnungsbau­
programm nicht gefährdet wird. Es wäre auch verfehlt, 
wenn einem Rentner die Rente gestohlen wird, aus dem 
Grunde § 8 StEG anzuwenden, weil der Geschädigte 
ein Sparkassenbuch besitzt und sein Lebensunterhalt 
durch die Straftat nicht unmittelbar gefährdet wird. 
Falsch wäre es auch, § 8 StEG anzu wenden, wenn der 
Frau eines Arztes der Pelzmantel gestohlen wird, und 
zur Begründung anzuführen, daß der Ehemann der Ge­
schädigten ja genug verdiene. Bei einer strafrechtlich 
relevanten Körperverletzung wird eine effektive Miß­
handlung oder Gesundheitsschädigung gefordert wer­
den müssen, ohne daß allerdings schwerwiegende Ver­
letzungen oder lang andauernde Krankheit Folge der 
Handlung sein müßten.
Bei einer Reihe von strafrechtlichen Vergehen ist nicht 
die Verursachung eines Schadens, sondern die Herbei-
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